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Die Berichtigung betrifft die Änderungen durch das Erste
Schulrechtsänderungsgesetzes vom 13. Juni 2006 – Kopf-
tuch-Verbot – (ABl. NRW. 7/06 S. 254). Diese Änderungen

fehlen im Schulgesetz der BASS 2006/2007.

Zu BASS 1 –  1

Berichtigung

Betr.: Schulgesetz  für  das  Land  Nordrhein-Westfalen
in der Druckfassung BASS 2006/2007

Auf Seite 1/12 der BASS 2006/2007 lauten §§ 57 und 58 des Schulgeset-
zes wie folgt richtig:

„§ 57
Lehrerinnen und Lehrer

(1) Lehrerinnen und Lehrer unterrichten, erziehen, beraten, beurteilen,
beaufsichtigen und betreuen Schülerinnen und Schüler in eigener Ver-
antwortung im Rahmen der Bildungs- und Erziehungsziele (§ 2), der gel-
tenden  Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften,  der  Anordnungen  der
Schulaufsichtsbehörden und der Konferenzbeschlüsse; sie fördern alle
Schülerinnen und Schüler umfassend.
(2) Die Lehrerinnen und Lehrer wirken an der Gestaltung des Schulle-
bens, an der Organisation der Schule und an der Fortentwicklung der
Qualität schulischer Arbeit aktiv mit. Sie stimmen sich in der pädagogi-
schen Arbeit miteinander ab und arbeiten zusammen.
(3) Lehrerinnen und Lehrer sind verpflichtet, sich zur Erhaltung und wei-
teren Entwicklung ihrer Kenntnisse und Fähigkeiten selbst  fortzubilden
und an dienstlichen Fortbildungsmaßnahmen auch in der unterrichtsfrei-
en Zeit  teilzunehmen. Die Genehmigung von Fortbildung während der
Unterrichtszeit setzt in der Regel voraus, dass eine Vertretung gesichert
ist oder der Unterricht vorgezogen oder nachgeholt oder Unterrichtsaus-
fall auf andere Weise vermieden wird.
(4) Lehrerinnen und Lehrer dürfen in der Schule keine politischen, religiö-
sen,  weltanschaulichen  oder  ähnliche  äußere  Bekundungen  abgeben,
die geeignet sind,  die Neutralität  des Landes gegenüber Schülerinnen
und Schülern sowie Eltern oder den politischen, religiösen oder weltan-
schaulichen Schulfrieden zu gefährden oder zu stören. Insbesondere  ist
ein äußeres Verhalten unzulässig, welches bei Schülerinnen und Schü-
lern oder den Eltern den Eindruck hervorrufen kann, dass eine Lehrerin
oder ein Lehrer gegen die Menschenwürde, die Gleichberechtigung nach
Artikel 3 des Grundgesetzes, die Freiheitsgrundrechte oder die freiheit-
lich-demokratische Grundordnung auftritt. Die Wahrnehmung des Erzie-
hungsauftrags nach Artikel 7 und 12 Abs. 6 der Verfassung des Landes
Nordrhein-Westfalen und die entsprechende Darstellung christlicher und
abendländischer Bildungs- und Kulturwerte oder Traditionen widerspricht
nicht dem Verhaltensgebot nach Satz 1. Das Neutralitätsgebot des Sat-
zes 1 gilt nicht im Religionsunterricht und in den Bekenntnis- und Weltan-
schauungsschulen.
(5) Lehrerinnen und Lehrer an den öffentlichen Schulen des Landes, der
Gemeinden und Gemeindeverbände stehen im Dienst des Landes; § 124
bleibt unberührt. Sie sind in der Regel Beamtinnen und Beamte, wenn sie
die für ihre Laufbahn erforderliche Befähigung besitzen und die sonstigen
beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfüllen.  Lehrerinnen und Lehrer
können auch im Rahmen von Gestellungsverträgen beschäftigt werden.
(6) Die Einstellung einer Lehrerin oder eines Lehrers setzt als persönli-
ches Eignungsmerkmal voraus, dass sie oder er die Gewähr für die Ein-
haltung der Bestimmungen des Absatzes 4 in der gesamten voraussicht-
lichen Dienstzeit bietet. Entsprechendes gilt für die Versetzung einer Leh-
rerin oder eines Lehrers eines anderen Dienstherrrn in den nordrhein-
westfälischen Schuldienst. Für Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsan-
wärter können von der Einstellungsbehörde auf Antrag Ausnahmen vor-
gesehen werden, soweit die Ausübung ihrer Grundrechte es zwingend
erfordert und zwingende öffentliche Interessen an der Wahrung der staat-
lichen Neutralität und des Schulfriedens nicht entgegenstehen.
(7) Ausschreibungen im Lehrereinstellungsverfahren für eine Schule so-
wie die Auswahl erfolgen durch die Schule; die Vorgaben der Schulauf-
sichtsbehörden sind dabei einzuhalten. Vor Versetzungen von Lehrerin-
nen und Lehrern aus dienstlichen Gründen sind die Schulen zu hören. Im
Rahmen der arbeitsrechtlichen Bestimmungen und der der Schule zur
Verfügung stehenden Stellen und Mittel kann die Schulleiterin oder der
Schulleiter befristete Verträge zur Sicherung der Unterrichtsversorgung
und zur Durchführung besonderer pädagogischer Aufgaben abschließen.
Den  Schulen  können  durch  das  Ministerium weitere  Angelegenheiten
übertragen werden.

§ 58
Pädagogisches und

sozialpädagogisches Personal
Sonstige im Landesdienst stehende pädagogische und sozialpädagogi-
sche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wirken bei der Bildungs- und Erzie-
hungsarbeit mit. § 57 Abs. 4 und 6 gilt entsprechend.“
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